GESETZBLATT

FUR BADEN-WURTTEMBERG

2025 Ausgegeben Stuttgart, Mittwoch, 16. Juli 2025 Nr. 60

Gesetz zu dem Zweiten SWR-Anderungsstaatsvertrag

Vom 8. Juli 2025
Der Landtag hat am 2. Juli 2025 das folgende Gesetz beschlossen:

§1
Zustimmung

Dem am 11. April 2025 unterzeichneten Zweiten SWR-Anderungsstaatsvertrag
zwischen dem Land Baden-Wirttemberg und dem Land Rheinland-Pfalz wird
zugestimmt. Der Staatsvertrag wird nachstehend veroffentlicht.

§2
Inkrafttreten, Bekanntmachung

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkiindung in Kraft.

(2) Der Tag, an dem der Zweite SWR-Anderungsstaatsvertrag nach seinem Artikel 2
Absatz 2 Satz 1in Kraft tritt, ist im Gesetzblatt bekannt zu geben. Fir den Fall, dass
der Staatsvertrag nach seinem Artikel 2 Absatz 2 Satz 2 gegenstandslos wird, ist
dies im Gesetzblatt bekannt zu geben.
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Zweiter Staatsvertrag zur
Anderung des Staatsvertrags
uber den Siidwestrundfunk
(Zweiter SWR-Anderungsstaatsvertrag)

Das Land Baden-Wirttemberg
und das Land Rheinland-Pfalz
schlieBen nachstehenden Staatsvertrag:
Artikel 1
Anderung des Staatsvertrags liber
den Sudwestrundfunk
Der Staatsvertrag tUber den Stidwestrundfunk vom 3. Juli 2013, zuletzt gedndert
durch den SWR-Anderungsstaatsvertrag vom 1./9. April 2015, wird wie folgt
geandert:
1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt gedndert:
a) Die Angabe zu den §8 3 bis 5 wird durch die folgende Angabe ersetzt:
»8 3 Auftrag
§ 3a Regionalitat und Landesidentitat
§ 4 Angebot
§ 4a Einstellung, Uberfiihrung und Austausch von Programmen
§ 5 Zusammenarbeit, kommerzielle Tatigkeit”

b) Nach der Angabe zu § 6 wird die folgende Angabe eingefiigt:

,8 6a Publikumsbeteiligung®
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c) Nach der Angabe zu § 12 wird die folgende Angabe eingefiigt:
,812a Compliance”
d) Nach der Angabe zu § 13 wird die folgende Angabe eingefiigt:
,8 13a AusschUsse”
e) Die Angabe zu § 19 wird durch die folgende Angabe ersetzt:
,8 19 Programmausschuss, Landesprogrammausschisse”
f) Nach der Angabe zu § 23 wird die folgende Angabe eingefiigt:
,8 23a Interessenkollision”
g) Die Angabe zu § 24 wird durch die folgende Angabe ersetzt:
,8 24 (weggefallen)”
h) Die Angabe zu § 28 wird durch die folgende Angabe ersetzt:
,8 28 (weggefallen)”
i) Die Angabe zu den §8 29 und 30 wird durch die folgende Angabe ersetzt:
,8 29 Direktorium
§ 30 Berufung und Abberufung der Direktorinnen und Direktoren®
i) Nach der Angabe zu § 31 wird die folgende Angabe eingefligt:

,8 31a Grundsatze der auBertariflichen Vergttung®
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2. Die Praambel wird durch die folgende Préambel ersetzt:

,Die Lander Baden-Wirttemberg und Rheinland-Pfalz griindeten im Jahr
1997 die neue o6ffentlich-rechtliche Rundfunkanstalt ,,Stidwestrundfunk®
(SWR). Nach gelungener Fusion ist der SWR erfolgreich zu einer festen
GroBe innerhalb der ARD und im dualen Rundfunksystem der deutschen
Medienlandschaft geworden.

Die fortschreitende Digitalisierung und Konvergenz der Medien haben nicht
nur die Art und Weise der Mediennutzung grundlegend verandert, sondern
stellen auch neue technische und administrative Anforderungen an ein
modernes Medienhaus.

Um die Akzeptanz und das Vertrauen in den SWR zu starken, sind die

Lander Baden-Wirttemberg und Rheinland-Pfalz Gbereingekommen, den
Staatsvertrag lUber den Stdwestrundfunk grundlegend zu novellieren. Ziel des
Staatsvertrags ist die Gewahrleistung eines starken, leistungsfahigen SWR, der
in der digitalisierten Medienwelt zukunftsfest aufgestellt ist.

Der SWR erfillt eine wichtige demokratische und integrierende Funktion.
Dabei muss er unabhangig sein, um seinen Auftrag, die freie individuelle
und 6ffentliche Meinungsbildung zu ermdéglichen, bestmdglich erfillen

zu kénnen. Die Finanzierung der Angebote durch den Rundfunkbeitrag ist
Garant fur seine redaktionelle Unabhangigkeit und verschafft dem SWR bei
der Konzeption und Gestaltung seiner Angebote Freiheiten im Vergleich zu
privatwirtschaftlich organisierten Unternehmen. Gleichzeitig erwachst aus
der Beitragsfinanzierung aber auch eine Verpflichtung zur Versorgung der
Gesellschaft in ihrer ganzen Breite mit Qualitdgtsangeboten. Im Hinblick auf
seine Akzeptanz sind an die wirtschaftliche und sparsame Verwendung der
Beitragsgelder hochste Sorgfaltsmaf3stédbe anzulegen.

Die wachsende Dynamik in der Medienwelt erfordert eine hdohere Flexibilitat,
sowohl in der Organisationsstruktur des SWR, als auch in der Beauftragung

seines Angebotsportfolios.

Um der wachsenden Dynamik gerecht zu werden, erhalt der SWR
einerseits mehr Freiheiten bei der Ausgestaltung seiner internen
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Unternehmensstrukturen. Hierdurch werden - bei gleichzeitiger Starkung
der regionalen Verwurzelung und regionalen Pragung der Angebote fir
Baden-Wirttemberg und Rheinland-Pfalz — die Rahmenbedingungen fir ein
einheitliches, modernes Medienhaus flr den Sidwesten geschaffen.

Im Bereich der Geschaftsleitung des SWR wird mit dem Direktorium ein neues,
modernes Kollegialorgan geschaffen. Der bisherigen Unternehmensfiihrung
im SWR entsprechend, werden die Leitung und Verantwortung in der
Geschaftsleitung auf eine breitere Basis gestellt. Die Letztverantwortlichkeit
des Intendanten oder der Intendantin bleibt dabei unberihrt.

Im Horfunkbereich erhalt der SWR durch eine offene Beauftragung mehr
Flexibilitat bei der konkreten Auftragserfillung. Die enge staatsvertragliche
Beauftragung einzelner Angebote wird dabei durch einen offenen, an den
grundsatzlichen Zielen des Auftrags des SWR ausgerichteten Rahmen
abgelost.

Gerade in Zeiten, in denen der 6ffentlich-rechtliche Rundfunk verstarkt

unter Rechtfertigungsdruck gerét, bedarf es zur Sicherung der Akzeptanz
einer zeitgemalen, qualitativ hochwertigen und effizienten Aufsicht durch
zeitgeméaBe Gremien. Die Lander Baden-Wirttemberg und Rheinland-Pfalz
vollziehen daher mit der Novelle eine grundlegende Reform der Gremien.

In Umsetzung dessen werden Doppelstrukturen abgeschafft, die Gremien
verkleinert und gleichzeitig in ihrer fachlichen Zusammensetzung gestérkt. Die
Gleichstellung der Geschlechter bleibt dabei eine besondere gesellschaftliche
Verpflichtung.

Der SWR soll zudem auch weiterhin eine profilierte Rolle innerhalb der

ARD einnehmen. Die unverwechselbare Starke der ARD liegt dabei in ihrer
Regionalitat. Gleichzeitig ist die Zukunft der ARD eine Zukunft der verstarkten
Koordination und Zusammenarbeit. Die Lander Baden-Wirttemberg und
Rheinland-Pfalz bekennen sich zur regionalen Verwurzelung des SWR, starken
diese und schaffen die rechtlichen Rahmenbedingungen daflr, dass der SWR
auch zukunftig im ARD-Verbund ein wesentliches Kraftzentrum darstellt.

Der SWR ist wirtschaftlicher und kommerzieller Akteur, der zugleich als
offentlich-rechtliche Landesrundfunkanstalt in besonderem Maf3e dem
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Gemeinwohl verpflichtet ist. Daher hat der SWR bei seinen kommerziellen
Aktivitaten besonders auch die daraus folgenden Auswirkungen auf den
privaten Rundfunk zu beachten. Hierbei sollen auch Maéglichkeiten zur
Kooperation mit privaten Medien in den Blick genommen werden.

Der folgende Staatsvertrag enthalt die grundlegenden Regelungen, die den
Rechtsrahmen fur die 6ffentlich-rechtliche Rundfunkanstalt SWR bilden.”

. 82 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 wird die Angabe ,,, die auch Sitz der Landessender sind,”
gestrichen.

b) Absatz 2 wird durch den folgenden Absatz 2 ersetzt:

,0er SWR unterhalt in den beiden Ladndern Regionalstudios
und Korrespondentenbiros, um die regionale Berichterstattung
sicherzustellen.”

. Die 88 3 bis 5 werden durch die folgenden §§ 3 bis 5 ersetzt:

»S 3
Auftrag

(1) Auftrag des SWRist, durch die Herstellung und Verbreitung seiner
Angebote in Horfunk, Fernsehen und Telemedien als Medium und Faktor des
Prozesses freier individueller und 6ffentlicher Meinungsbildung zu wirken
und dadurch die demokratischen, sozialen und kulturellen Bedirfnisse der
Gesellschaft zu erflllen.

(2) Die 6ffentlich-rechtlichen Angebote haben der Kultur, Bildung, Information
und Beratung zu dienen. Unterhaltung, die einem &ffentlich-rechtlichen

Profil entspricht, ist Teil des Auftrags. Der Auftrag im Sinne der Satze 1

und 2 soll in seiner gesamten Breite und Uber alle Tageszeiten hinweg in

den Vollprogrammen wahrnehmbar sein und sich in der Gesamtheit der
Telemedienangebote widerspiegeln. Die Gliederung des Sendegebiets in

die beiden Lander ist auch in den gemeinsam veranstalteten Angeboten
angemessen zu bertcksichtigen.
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(3) Er hat in seinen Angeboten einen objektiven und umfassenden Uberblick
Uber das internationale, europaische, bundesweite sowie im Schwerpunkt
Uber das lander- und regionenbezogene Geschehen in allen wesentlichen
Lebensbereichen zu geben. Er soll hierdurch auch die internationale
Versténdigung, die europaische Integration und den gesellschaftlichen
Zusammenhalt sowie den gesamtgesellschaftlichen Diskurs in Bund und
Léandern férdern.

(4) Er hat die Aufgabe, ein Gesamtangebot fiir alle zu unterbreiten. Bei der
Angebotsgestaltung soll er dabei die Mdglichkeiten nutzen, die ihm aus der
Beitragsfinanzierung erwachsen, und durch eigene Impulse und Perspektiven
zur medialen Angebotsvielfalt beitragen. Allen Bevoélkerungsgruppen soll die
Teilhabe an der Informationsgesellschaft erméglicht werden. Dabei erfolgt
eine angemessene Berlcksichtigung aller Altersgruppen, insbesondere von
Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen, der Belange von Menschen
mit Behinderungen und der Anliegen von Familien.

(5) Die Angebote des SWR sollen auch einen angemessenen Anteil

von Werken regionalen und europaischen Ursprungs enthalten. Dabei

sind die Lander Baden-Wirttemberg und Rheinland-Pfalz besonders zu
berlcksichtigen. Bei der Angebotsherstellung sind regionale Produzentinnen
und Produzenten mit Sitz in den beiden Landern in angemessenem Umfang zu
berlcksichtigen.

§ 3a
Regionalitdt und Landesidentitat

(1) Der SWRist in besonderem MaRe der regionalen Berichterstattung
verpflichtet; ausgenommen ist die flachendeckende lokale Berichterstattung.
Von den audiovisuellen Neuproduktionen fiir den SWR im Programm und auf
den eigenen Portalen sollen in der Regel mindestens 30 vom Hundert auf die
Abbildung der Landesidentitaten entfallen.

(2) Landeshérfunkprogramme und Landesteile aufgrund von
Auseinanderschaltungen im Sinne des § 4 Abs. 2 Satz 2 und Absatz 3 Satz 5
sind fur die jeweiligen Lander bestimmt und landesspezifisch auszugestalten.
Sie sollen das 6ffentliche Geschehen, die politischen Ereignisse sowie das
kulturelle und soziale Leben insbesondere in dem jeweiligen Land darstellen.
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Stdwestdeutschland und die Vielfalt seiner Regionen, ihre Kultur sowie
ihre Regionalsprachen sind in den Angeboten des SWR regelmaflig und
angemessen zu berlcksichtigen.

§4
Angebot

(1) Angebote des SWR sind Rundfunkprogramme (Horfunk- und
Fernsehprogramme) und Telemedienangebote. Dies umfasst auch die
Verbreitung von Radio- und Fernsehtext.

(2) Der SWR veranstaltet ein gemeinsames Fernsehprogramm fiir Baden-
Wirttemberg und Rheinland-Pfalz, in dem Beitrage enthalten sein sollen,
die jeweils ein landesspezifisches Erscheinungsbild aufweisen. Dieses
Fernsehprogramm ist in angemessenem Umfang landesspezifisch
auseinanderzuschalten.

(3) Der SWR veranstaltet im Rahmen seines Auftrags jeweils ein
Landeshdrfunkprogramm fir die Lander Baden-Wirttemberg und Rheinland-
Pfalz. Daneben kann er bis zu vier weitere Hérfunkprogramme veranstalten.
Er kann diese Programme (iber unterschiedliche Ubertragungswege
verbreiten; 8§ 27 Abs. 2 des Medienstaatsvertrags findet Anwendung.
Ergédnzend kann der SWR zwei ausschlieB3lich im Internet verbreitete
Horfunkprogramme nach Mal3gabe eines nach § 32 des Medienstaatsvertrags
durchgefihrten Verfahrens veranstalten. Auseinanderschaltungen sind in den
Landeshdrfunkprogrammen sowie in Programmen, die der Darstellung der
Regionen dienen und nach gewachsenen Wirtschafts- und Erlebnisrdumen
zugeschnitten sind, zuldssig. In den sonstigen Hoérfunkprogrammen sind
Auseinanderschaltungen nur in untergeordnetem Umfang, insbesondere

bei Serviceinformationen, zulassig. Flr Kooperationsprogramme gelten die
Regelungen des Medienstaatsvertrags.

(4) Der SWR beteiligt sich an den Angeboten, die gemeinsam mit der
Arbeitsgemeinschaft der 6ffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten

der Bundesrepublik Deutschland (ARD) sowie gemeinsam mit dem

Zweiten Deutschen Fernsehen (ZDF) gemaR den staatsvertraglichen
Beauftragungsregelungen veranstaltet werden. Er liefert Beitrage
entsprechend jeweils glltiger Vereinbarungen an die Gemeinschaftsangebote.

Seite 9 von 39



Gesetzblatt fiir Baden-Wiirttemberg, Jahrgang 2025, Nr. 60 vom 16. Juli 2025

Entsprechendes gilt fir Beteiligungen des SWR an weiteren durch oder
aufgrund besonderen Staatsvertrags bestimmten Angeboten.

(5) Nach MaBgabe der Genehmigungsverfahren nach den § 32 und § 32a des
Medienstaatsvertrags veranstaltet der SWR Telemedien.

(6) Weitere Angebote des SWR sind im Rahmen der Bestands- und
Entwicklungsgarantie auf der Grundlage besonderer staatsvertraglicher
Vereinbarung zulassig. Die Teilhabe des SWR an neuen rundfunktechnischen
Méglichkeiten zur Herstellung und Verbreitung von Rundfunkprogrammen
sowie die Moglichkeit der Veranstaltung neuer Formen von Rundfunk bleiben
unberihrt. Der SWR kann zur Unterstitzung seiner Arbeit einem &ffentlich-
rechtlichen Profil entsprechend und in verantwortungsvollem Umfang
kinstliche Intelligenz einsetzen. Die Zuldssigkeit und die Durchfiihrung von
entsprechenden Versuchen richten sich nach dem jeweiligen Landesrecht.

§4a
Einstellung, Uberfiihrung und Austausch von Programmen

(1) Der SWR kann die in § 4 Abs. 3 beauftragten Hérfunkprogramme ganz
oder teilweise einstellen oder deren Inhalte in Angebote gleichartigen Inhalts
im Internet tberfiihren. Eine Uberfiihrung in ein Angebot gleichartigen
Inhalts geméafR Satz 1 liegt insbesondere auch vor, wenn fir eine Verbreitung
des Angebots im Internet (linear oder auf Abruf) unter grundlegender
Beibehaltung der thematischen inhaltlichen Ausrichtung des Angebots

und der angestrebten Zielgruppe internetspezifische Gestaltungsmittel
eingesetzt werden. Fiir Einstellung und Uberfiihrung, auch soweit diese

in ein Telemedienangebot erfolgt, findet ausschlie3lich das Verfahren

nach § 32a Abs. 2 bis 5 des Medienstaatsvertrags Anwendung; § 30 des
Medienstaatsvertrags bleibt unberthrt.

(2) Der SWR erstellt Angebotskonzepte, in denen er jeweils darstellt, welches
Horfunkprogramm oder welche Teile davon eingestellt werden sollen

oder wie die betroffenen Inhalte gegebenenfalls unter Berilicksichtigung
internetspezifischer Gestaltungsmittel in ein Angebot im Internet Gberfihrt
werden sollen. Dabei hat er darzulegen, dass der Auftrag auch durch das
verénderte Angebot erfillt wird und die Anderung des Angebots dem
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Auftrag nach § 3 unter Berlicksichtigung des gednderten Nutzerverhaltens
dem Entwicklungsbedarf entspricht. Werden Inhalte ganz oder teilweise

in ein Angebot im Internet Uberfihrt, gilt § 32 Abs. 1 Satz 2 und 3 des
Medienstaatsvertrags entsprechend; das Angebotskonzept muss auch
Ausfihrungen zur Einbindung in die gemeinsame Plattformstrategie im Sinne
des § 30 Abs. 1 des Medienstaatsvertrags enthalten. Das zustéandige Gremium
gibt Dritten in geeigneter Weise, insbesondere im Internet, Gelegenheit zur
Stellungnahme. Die Gelegenheit zur Stellungnahme besteht innerhalb einer
Frist von mindestens sechs Wochen nach Veréffentlichung des Vorhabens.
Das zustandige Gremium des SWR hat die eingegangenen Stellungnahmen
zu prufen. Die Aufgabe, Angebotskonzepte fir Gemeinschaftsangebote zu
erstellen, wird von den beteiligten Rundfunkanstalten gemeinschaftlich
ausgelubt.

(3) Die Angebotskonzepte miissen eine Nachpriifung des Finanzbedarfs durch
die Kommission zur Ermittlung des Finanzbedarfs der Rundfunkanstalten
(KEF) ermoglichen.

(4) Die Entscheidungen Uber die Einstellung des Hérfunkprogramms und
das neue oder verdnderte Angebotskonzept bedlrfen der Zustimmung des
zustandigen Gremiums des SWR. Die Entscheidungen sind zu begrinden.

(5) Nach Zustimmung des zustandigen Gremiums hat der SWR der fiir

die Rechtsaufsicht zustandigen Behorde alle fir eine rechtsaufsichtliche
Prifung notwendigen Ausklinfte zu erteilen und Unterlagen zu
Ubermitteln. Nach Abschluss des Verfahrens nach den Absatzen 2 und 3
und nach Prifung der fur die Rechtsaufsicht zustandigen Behérde sind

die Einstellung des Hérfunkprogramms und das neue oder veranderte
Angebotskonzept im Internetauftritt des SWR zu veréffentlichen. In den
amtlichen Verkindungsblattern der betroffenen Lander ist zugleich auf die
Verdffentlichung im Internetauftritt des SWR hinzuweisen.

(6) Ein nach den Absatzen 1 bis 5 eingestelltes, Uberfiihrtes oder
ausgetauschtes Angebot kann wiederaufgenommen, selbst eingestellt sowie
erneut Uberfiihrt oder ausgetauscht werden; dabei ist auch die Uberfiihrung
in ein Programm, das nicht Uber das Internet Ubertragen wird, zuldssig. Die
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Abséatze 1 bis 5 gelten entsprechend. Die Anderung von Telemedienangeboten
richtet sich nach § 32 des Medienstaatsvertrags.

§5
Zusammenarbeit, kommerzielle Tatigkeit

(1) Der SWR soll in Erfullung seines Auftrags mit anderen 6ffentlich-
rechtlichen Anstalten und Kérperschaften zusammenarbeiten. Dies umfasst
insbesondere die gemeinsame Verbreitung, Herstellung, Veranstaltung und
die wechselseitige Uberlassung von Programmen, Sendungen und sonstigen
Angeboten sowie die administrative Zusammenarbeit. Das Nahere regeln die
Rundfunkanstalten und Kérperschaften im Rahmen von 6ffentlich-rechtlichen
Vertragen.

(2) Der SWR kann dariber hinaus mit Dritten zusammenarbeiten und sich
an anderen Unternehmen oder Programmen beteiligen. Hierbei sollen
insbesondere Kooperationsméglichkeiten mit privaten Medienunternehmen
mit Sitz in den beiden Landern bertcksichtigt werden.

(3) Der SWR kann mit Rundfunkveranstaltern aus europaischen
Nachbarstaaten grenziberschreitend zusammenarbeiten, um die
gesellschaftlichen und kulturellen Aufgaben des Rundfunks zu férdern.
Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend.

(4) In den Fallen der Absétze 1 bis 3 sind insbesondere die Grundsétze

von Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu beachten. Zudem ist sowohl

die redaktionelle Unabhangigkeit und institutionelle Eigensténdigkeit des
SWR zu gewabhrleisten, als auch, dass seine Verantwortung fir die von ihm
hergestellten Sendungen gewahrt und die fur ihn geltenden gesetzlichen und
satzungsmaBigen Grundsatze beachtet werden.”

. In § 6 Absatz 2 wird die Angabe ,von Frau und Mann“ durch die Angabe ,der
Geschlechter” ersetzt.
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6. Nach § 6 wird folgender § 6a eingefligt:

,8 6a
Publikumsbeteiligung

Der SWR trifft geeignete MalBnahmen, um sich in einem kontinuierlichen
Dialog mit den Nutzerinnen und Nutzern auszutauschen. Die Ergebnisse des
Dialogs sollen in das Qualitdtsmanagement des SWR einflieBen. Hierbei ist
der Rundfunkrat, insbesondere im Hinblick auf mégliche Auswirkungen der
Ergebnisse des Dialogs auf die Programmgestaltung, zu beteiligen.”

7. 88 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 wird die Angabe ,Rundfunkstaatsvertrags” durch die Angabe
,Medienstaatsvertrags® ersetzt.

b) In Absatz 3 wird die Angabe ,,Rundfunkstaatsvertrag” durch die Angabe
,Medienstaatsvertrag® ersetzt.

c) Absatz 4 wird durch den folgenden Absatz 4 ersetzt:
»(4) Werbung im Sinne von § 2 Abs. 2 Nr. 7 des Medienstaatsvertrags,
mit Ausnahme der Produktplatzierung, findet in Hérfunkprogrammen
oder Teilen von Hoérfunkprogrammen, die entweder einen kulturellen
Schwerpunkt haben oder sich Uberwiegend an Kinder, Jugendliche oder
junge Erwachsene richten, sowie in Angeboten nach § 4 Abs. 1 Satz 2,

Absatz 3 Satz 4 und Absatz 5 nicht statt.”

8. In §10 Absatz 8 wird die Angabe ,,§ 56 des Rundfunkstaatsvertrags” durch die
Angabe ,,§ 20 des Medienstaatsvertrags” ersetzt.

9. §11 wird wie folgt geandert:
a) In Absatz 1 werden nach Satz 2 die folgenden Satze eingefligt:

,Wird die Programmbeschwerde in Textform eingelegt, so genlgt
fUr deren Bescheidung die Textform. Bei elektronisch eingereichten
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Beschwerden ist eine Bescheidung auf elektronischem Wege unmittelbar
an den Beschwerdeflhrer zu er6ffnen. Das Néahere regelt die Satzung,
insbesondere Form und Verfahren der Bescheidung bei elektronisch
eingelegten Beschwerden sowie Mehrfach- und Massenbeschwerden.”

b) Absatz 4 wird gestrichen.

c) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 4.

§ 12 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 1 Satz 3 wird die Angabe ,,drei” durch die Angabe ,zwei“ ersetzt.

b) In Absatz 2 wird die Angabe ,schriftlich“ gestrichen und nach Satz 1
folgender Satz eingefligt:

,Die Darstellung der Betroffenheit in eigenen Rechten nach Satz 1 bedarf
der Textform.”

Nach § 12 wird folgender § 12a eingefligt:

,812a
Compliance

(1) Der SWR hat ein wirksames Compliance Management System nach
anerkannten Standards zu gewahrleisten und nach dem aktuellen Stand
fortzuschreiben. Er hat eine in Auslibung der Tatigkeit unabhangige
Compliance-Stelle oder einen Compliance-Beauftragten einzusetzen, die
oder der regelmafig an die Intendantin oder den Intendanten und an den
Verwaltungsrat berichtet. Soweit ein Aufsichtsgremium unmittelbar berihrt
ist, ist auch an dieses zu berichten. Die Compliance-Stellen und -Beauftragten
tauschen sich untereinander aus.

(2) Darlber hinaus beauftragt der SWR eine Ombudsperson als externe
Anlaufstelle fur vertrauliche und anonyme Hinweise zu Rechts- und
RegelverstdBen. Die Ombudsperson soll die Befahigung zum Richteramt
besitzen und darf keine wirtschaftlichen oder sonstigen Interessen haben,
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die geeignet sind, die neutrale und unabhéngige Vertrauensstellung zu
gefahrden.”

§ 18 wird durch den folgenden § 13 ersetzt:

»813
Organe, Allgemeine Bestimmungen

(1) Die Organe des SWR sind:

1. der Rundfunkrat,

2. der Verwaltungsrat,

3. die Intendantin oder der Intendant und
4. das Direktorium.

Die Organisationsstrukturen und die Zusammensetzung der Organe sind in
geeigneter Weise zu veroffentlichen; eine Veroffentlichung in elektronischer
Form im Internetauftritt des SWR ist ausreichend.

(2) Die Mitglieder des Rundfunkrats und des Verwaltungsrats haben bei
der Wahrnehmung ihrer Aufgaben die Interessen der Allgemeinheit zu
vertreten. Sie sind in ihrer Amtsfihrung an Auftrage oder Weisungen nicht
gebunden. Ihre Tatigkeit erfolgt ehrenamtlich. Sie haben Anspruch auf
Aufwandsentschéadigung, Ersatz von Reisekosten sowie auf Tagegelder und
Ubernachtungsgelder nach MaBgabe der jeweiligen Hauptsatzung.

(3) Organ oder Mitglied eines Organs kann nur sein, wer die Voraussetzungen
far die Aufnahme in den 6ffentlichen Dienst der Lander erfillt. Die
Mitgliedschaft im Rundfunkrat und die Mitgliedschaft im Verwaltungsrat
schlieBen sich gegenseitig aus. Angestellte oder standige Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter des SWR kénnen nicht Mitglied des Rundfunkrats oder des
Verwaltungsrats sein; § 20 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 bleibt unberihrt.
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(4) Ein Mitglied kann dem Rundfunkrat oder dem Verwaltungsrat jeweils
hoéchstens zwei, zusammen insgesamt héchstens drei Amtsperioden
angehoren. Fur die nach § 20 Abs. 1 Satz 2 Nr.1in den Verwaltungsrat
gewahlten Mitglieder gilt die der Wahl vorausgehende kurzzeitige
Mitgliedschaft im Rundfunkrat nicht als Amtsperiode im Sinne von Satz 1.

(5) Rundfunkrat und Verwaltungsrat kdnnen nicht angehdoren:

1. Mitglieder der gesetzgebenden Kérperschaften des Bundes, eines der
deutschen Lander, eines Drittstaats sowie des Europaischen Parlaments,

2. Mitglieder der Regierung des Bundes, eines der deutschen Lander, eines
Drittstaats sowie der Europdischen Kommission und deren politische
Beamtinnen und Beamte,

3. hauptamtliche kommunale Wahlbeamtinnen und Wahlbeamte,

4. Vertreterinnen und Vertreter der kommunalen Spitzenverbande auf
Leitungsebene sowie

5. Vertreterinnen und Vertreter politischer Parteien, soweit sie Mitglied des
obersten Leitungsgremiums auf Landes- oder Bundesebene sind.

Dies gilt nicht fur die von den Landtagen, den Landesregierungen und den
kommunalen Spitzenverbanden entsandten Mitglieder.

(6) Kein Mitglied des Rundfunkrats oder des Verwaltungsrats darf tatig sein fir:
1. den SWR gegen Entgelt,

2. ein anderes Rundfunkunternehmen oder einen Zusammenschluss von
Rundfunkunternehmen,

3. Anbieter einer Medienplattform, einer Benutzeroberflache, eines
Medienintermediars oder eines Video-Sharing-Dienstes oder

4. deren Aufsichtsorgane oder Gremien;
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§ 20 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 bleibt unberthrt. Dies gilt nicht flr gelegentliche
nichtstandige und geringfligige Tatigkeiten; diese sind jahrlich gegeniber dem
jeweiligen Organ offenzulegen.

Satz 1 Nr. 3 findet keine Anwendung auf die nach § 14 Abs. 4 Nr. 7 entsandten
Mitglieder.

(7) Der in Absatz 5 Satz 1 und Absatz 6 Satz 1 Nr. 1 genannte Personenkreis
kann frihestens 24 Monate nach dem Ausscheiden aus seiner dort genannten
Funktion in den Rundfunkrat oder den Verwaltungsrat entsandt oder gewahlt
werden. Absatz 5 Satz 2 gilt entsprechend.

(8) Die Tagesordnungen, Beratungsgrundlagen und eine Zusammenfassung
der wesentlichen Ergebnisse 6ffentlicher Sitzungen sind in geeigneter
Weise zu veroffentlichen; Entsprechendes gilt fir die Tagesordnungen
nichtoffentlicher Sitzungen und eine Zusammenfassung der wesentlichen
Ergebnisse der Sitzungen des Verwaltungsrats.

Die Veroffentlichung hat unter Wahrung von Betriebs- und
Geschaftsgeheimnissen sowie personenbezogener Daten der Beschéftigten
des SWR zu erfolgen. Berechtigte Interessen Dritter an einer Geheimhaltung
sind zu bertcksichtigen. Eine Verdffentlichung in elektronischer Form im
Internetauftritt des SWR ist ausreichend.

(9) Beim Rundfunkrat und Verwaltungsrat wird eine Geschéftsstelle
eingerichtet. Diese wird im Benehmen mit den Gremienvorsitzenden
angemessen mit Personal- und Sachmitteln ausgestattet. Die Mittel sind
gesondert im Haushaltsplan auszuweisen und den Gremienvorsitzenden

im Haushaltsvollzug zuzuweisen. PersonalmafBnahmen, die Mitarbeiter der
Geschaftsstelle betreffen, kdnnen gegen deren Willen nur im Benehmen

mit den Gremienvorsitzenden getroffen werden. Die Mitarbeiter sind in ihrer
Téatigkeit fachlich nur den Weisungen der Gremienvorsitzenden unterworfen.”
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Nach § 13 wird der folgende § 13a eingefligt:

,813a
Ausschisse

(1) Der Rundfunkrat und der Verwaltungsrat kdnnen nach MaBgabe der
Hauptsatzung Ausschisse bilden und diesen auch beschlieBende Funktionen
Ubertragen. § 13 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend.

(2) Der Anteil der Mitglieder nach § 14 Abs. 2 Satz 2 Nr.1und 8 und Absatz 3
Satz 2 Nr.1und 10 sowie § 20 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 darf in den nach Absatz 1
gebildeten Ausschiissen ein Drittel der Mitglieder des jeweiligen Ausschusses
nicht Gbersteigen. Entsprechendes gilt bei der Wahl der Organ- und
Ausschussvorsitzenden sowie ihren Stellvertreterinnen und Stellvertretern.
(3) § 13 Abs. 8 gilt entsprechend.”

§ 14 wird durch den folgenden § 14 ersetzt:

»814
Zusammensetzung des Rundfunkrats

(1) Der Rundfunkrat setzt sich zusammen aus 57 Mitgliedern aus den Landern
Baden-Wirttemberg und Rheinland-Pfalz.

(2) 33 Mitglieder des Rundfunkrats sind aus dem Land Baden-Wiirttemberg.
Davon entsenden

1. sieben Mitglieder der Landtag von Baden-Wirttemberg,
2. ein Mitglied die Evangelischen Landeskirchen,
3. ein Mitglied die Rémisch-Katholische Kirche,

4. ein Mitglied die Evangelischen Frauen in Baden und in Wirttemberg und
der Katholische Deutsche Frauenbund in Baden-Wirttemberg,
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ein Mitglied der Deutsche Gewerkschaftsbund - Landesbezirk Baden-
Wirttemberg,

ein Mitglied der Beamtenbund Baden-Wirttemberg und die Vereinte
Dienstleistungsgewerkschaft — Landesbezirk Baden-Wirttemberg,

ein Mitglied der Deutsche Journalistenverband e. V. - Landesverband
Baden-Wirttemberg und die Fachgruppe Medien, Journalismus und Film
in der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft — Landesbezirk Baden-
Wirttemberg,

zwei Mitglieder der Gemeindetag Baden-Wirttemberg, der Landkreistag
Baden-Wirttemberg und der Stadtetag Baden-Wirttemberg,

ein Mitglied der Landesverband der kommunalen Migrantenvertretungen
Baden-Wirttemberg,

ein Mitglied die Freie Wahlervereinigung — Landesverband Baden-
Wirttemberg e. V., die Europa-Union Deutschland - Landesverband
Baden-Wirttemberg e. V. und die Vertriebenenorganisationen,

drei Mitglieder der Baden-Wirttembergische Industrie- und
Handelskammertag, der Baden-Wirttembergische Handwerkstag, der
Verband der Unternehmer Baden-Wirttemberg, der Landesverband der
Freien Berufe Baden-Wirttemberg und der Bund der Selbstandigen -
Landesverband Baden-Wiurttemberg,

ein Mitglied die Bauernverbédnde und die Landfrauenverbande,

drei Mitglieder der Landesfamilienrat Baden-Wiurttemberg, der
Landesfrauenrat Baden-Wirttemberg, der Landesjugendring Baden-
Wirttemberg e. V. und der Landesseniorenrat Baden-Wurttemberg e. V.,

ein Mitglied die Liga der Freien Wohlfahrtspflege, der Sozialverband VdK
Baden-Wirttemberg e. V. und der Weisser Ring e. V. Landesblro Baden-
Wirttemberg,
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15.

16.

17.

18.

19.

20.

ein Mitglied die Hochschulen und Universitaten,

zwei Mitglieder die Bildungsverbande,

ein Mitglied der Deutsche Blihnenverein — Landesverband Baden-
Wirttemberg, der Verband deutscher Schriftsteller in der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft — Landesbezirk Baden-Wirttemberg und der
Deutsche Komponistenverband - Sektion Baden-Wirttemberg,

ein Mitglied der Landesmusikrat Baden-Wurttemberg,
ein Mitglied der Landesnaturschutzverband, der Bund fir Umwelt und
Naturschutz Deutschland e. V. - Landesverband Baden-Wirttemberg und

der Naturschutzbund Baden-Wirttemberg und

zwei Mitglieder im Alter von 18 bis 29 Jahren werden als Vertreter der
jungen Erwachsenen in Baden-Wirttemberg entsandt.

(8) 17 Mitglieder des Rundfunkrats sind aus dem Land Rheinland-Pfalz. Davon
entsenden

drei Mitglieder der Landtag von Rheinland-Pfalz,

ein Mitglied die Katholischen Bistimer im Lande Rheinland-Pfalz,

ein Mitglied die Evangelischen Kirchen im Lande Rheinland-Pfalz,

ein Mitglied der Deutsche Gewerkschaftsbund - Landesbezirk Rheinland-
Pfalz,

ein Mitglied der Deutsche Beamtenbund Rheinland-Pfalz und die Vereinte
Dienstleistungsgewerkschaft — Landesbezirk Rheinland-Pfalz,

ein Mitglied der Deutsche Journalistenverband - Landesverband

Rheinland-Pfalz und die Fachgruppe Medien, Journalismus und Film in der
Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft — Landesbezirk Rheinland-Pfalz,
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7. zwei Mitglieder die Landesvereinigung Rheinland-Pfalzischer
Unternehmerverbande, die Arbeitsgemeinschaft der Handwerkskammern
Rheinland-Pfalz, die Arbeitsgemeinschaft der Industrie- und
Handelskammern Rheinland-Pfalz und die Landwirtschaftskammer
Rheinland-Pfalz,

8. ein Mitglied der Landesjugendring Rheinland-Pfalz,
9. ein Mitglied der Landesfrauenbeirat Rheinland-Pfalz,

10. ein Mitglied der Stadtetag Rheinland-Pfalz, der Landkreistag Rheinland-
Pfalz und der Gemeinde- und Stadtebund Rheinland-Pfalz,

11. ein Mitglied die nach dem Weiterbildungsgesetz Rheinland-Pfalz
anerkannten Organisationen,

12. ein Mitglied die nach § 29 Abs. 2 des Bundesnaturschutzgesetzes in
Rheinland-Pfalz anerkannten Verbande,

13. ein Mitglied die Verbadnde aus den Bereichen Kunst und Kultur und zwar
der Verband Deutscher Schriftsteller Rheinland-Pfalz, der Berufsverband
bildender Kiinstler — Sektion Rheinland-Pfalz und der Landesmusikrat

Rheinland-Pfalz und

14. ein Mitglied im Alter von 18 bis 29 Jahren wird als Vertreter der jungen
Erwachsenen in Rheinland-Pfalz entsandt.

(4) 7 Mitglieder des Rundfunkrats sind aus den Landern Baden-Wirttemberg
oder Rheinland-Pfalz. Davon entsenden

1. ein Mitglied die Israelitischen Religionsgemeinschaften,

2. ein Mitglied die muslimischen Verbande in Baden-Wuirttemberg oder
Rheinland-Pfalz,

3. ein Mitglied der Verband Deutscher Sinti und Roma - Landesverband
Baden-Wirttemberg oder Landesverband Rheinland-Pfalz,
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4. ein Mitglied der Lesben- und Schwulenverband Landesverband Baden-
Wirttemberg e. V. oder Rheinland-Pfalz e. V.,

5. ein Mitglied die Sportverbande in Baden-Wirttemberg oder Rheinland-
Pfalz,

6. ein Mitglied die Behindertenorganisationen in Baden-Wirttemberg oder
Rheinland-Pfalz und

7. ein Mitglied der Bitkom-Bundesverband Informationswirtschaft,
Telekommunikation und neue Medien e. V. und der eco-Verband der
deutschen Internetwirtschaft e. V.

(5) Die Organisationen und Institutionen nach den Absatzen 2 bis 4 entsenden
die Mitglieder. Soweit in den einzelnen Nummern nach den Absatzen 2

bis 4 jeweils mehr Organisationen genannt sind, als Mitglieder entsandt
werden kdnnen, haben sich die betreffenden Organisationen auf das oder

die gemeinsam zu entsendenden Mitglieder zu einigen. Kommt eine Einigung
innerhalb von drei Monaten nach Aufforderung nicht zustande, so schlagen die
betreffenden Organisationen jeweils ein Mitglied vor. Der fur Rundfunkfragen
zustandige Ausschuss des jeweiligen Landtags kann hieraus die
entsprechende Anzahl von Mitgliedern auswahlen; fir das Auswahlverfahren
gilt Absatz 7 entsprechend. In den Fallen des Absatzes 4 wechselt das
Beschlussrecht der Landtage von Baden-Wirttemberg und Rheinland-Pfalz
nach jeder Amtsperiode des Rundfunkrats; der jeweilige Landtag hat bei
seinen Entscheidungen auf einen angemessenen Landerproporz zu achten.
Kommt zwischen denselben Organisationen eine Einigung auch in der
unmittelbar anschlieBenden Amtsperiode nicht zustande,

1. kommt in den Féllen des Absatzes 4 Satz 2 Nr. 3 und 4 entgegen Satz 5 das
Recht zur Entsendung der Organisation zu, die in der vorangegangenen
Amtsperiode kein Mitglied entsandt hat, und

2. findet in den anderen Fallen Satz 5 mit der Ma3gabe Anwendung, dass

ein Mitglied aus dem anderen Land als das in der vorangegangenen
Amtsperiode entsandte Mitglied auszuwahlen ist.
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(6) Der Vorsitz des Rundfunkrats bestimmt, bis zu welchem Zeitpunkt das
jeweilige Mitglied zu benennen ist. Er stellt die ordnungsgemafe Entsendung
fest. Ein nach den Absatzen 2 bis 4 entsandtes Mitglied des Rundfunkrats
kann bei Verlust der Mitgliedschaft in der entsendenden Organisation oder
Institution oder aus sonstigem wichtigen Grund von der entsendenden Stelle
nach dem entsprechenden Verfahren des Absatzes 5 abberufen werden. Ein
nach Absatz 8 entsandtes Mitglied des Rundfunkrats kann, wenn es seinen
Wohnsitz nicht lGnger in Baden-Wiirttemberg oder Rheinland-Pfalz hat, oder
aus sonstigem wichtigen Grund vom Landtag nach dem entsprechenden
Verfahren des Absatzes 8 abberufen werden.

(7) Bei der Entsendung der Mitglieder ist auf einen angemessenen
Geschlechterproporz und auf einen ausgewogenen Altersdurchschnitt

zu achten. In den Fallen des Absatzes 2 Satz 2 Nr. 8,16 und 20 sowie des
Absatzes 3 Satz 2 Nr. 7 mlUssen von der Gesamtzahl der nach der jeweiligen
Nummer zu entsendenden Mitglieder zu 50 vom Hundert Frauen und Ménner
entsandt werden. In den Féallen des Absatzes 2 Satz 2 Nr. 11 und 13 sowie

des Absatzes 3 Satz 2 Nr. 1 mUssen jeweils mindestens eine Frau und ein
Mann entsandt werden. Im Fall des Absatzes 2 Satz 2 Nr.1 mUssen jeweils
mindestens drei Frauen und drei Manner entsandt werden. In den anderen
Fallen muss bei der Nachfolge fir ein Mitglied eine Frau entsandt werden,
wenn zuvor ein Mann entsandt wurde, oder ein Mann, wenn zuvor eine Frau
entsandt wurde. Satz 5 gilt beim Ausscheiden eines Mitglieds aufgrund
dessen Wahl in den Verwaltungsrat nur dann, wenn die Person zum Ende der
vorherigen Amtsperiode Mitglied des Rundfunkrats war. Satz 5 gilt nicht fur die
Stellen nach Absatz 2 Satz 2 Nr. 4 sowie Absatz 3 Satz 2 Nr. 9.

(8) Volljahrige Einzelpersonen, die zum Zeitpunkt des Beginns der kommenden
Amtszeit mindestens 18 und nicht alter als 29 Jahre sind und ihren Wohnsitz in
Baden-Wiirttemberg oder Rheinland-Pfalz haben, kénnen sich bis spatestens
drei Monate vor Ablauf der jeweiligen Amtszeit des Rundfunkrats fur die
jeweils nachfolgende Amtszeit beim Landtag des Landes, in dem sie ihren
Wohnsitz haben, um einen Sitz im Sinne des Absatzes 2 Satz 2 Nr. 20 oder des
Absatzes 3 Satz 2 Nr. 14 im Rundfunkrat bewerben. Das Bewerbungsverfahren
und die Bewerbungsfrist sollen mindestens sechs Monate vor Ablauf der
jeweiligen Amtszeit des Rundfunkrats im Online-Angebot der Landtage

sowie des SWR bekannt gemacht werden. Der zustédndige Fachausschuss im
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jeweiligen Landtag beschlief3t mit Zweidrittelmehrheit, welchen Personen
fur die neue Amtsperiode des Rundfunkrats ein Sitz zusteht. Fir das
Auswahlverfahren gilt Absatz 7 entsprechend. Einzelheiten des Bewerbungs-
und des Auswahlverfahrens kann der Landtag in seiner Geschaftsordnung
regeln.

(9) Solange und soweit Mitglieder in den Rundfunkrat nicht oder nicht in
Ubereinstimmung mit den Vorschriften dieses Staatsvertrags entsandt werden,
verringert sich die Mitgliederzahl entsprechend. Scheidet ein Mitglied des
Rundfunkrats vorzeitig aus, ist fir den Rest der Amtszeit ein neues Mitglied
nach den fur die Entsendung des ausgeschiedenen Mitglieds geltenden
Vorschriften zu bestimmen. Im Fall des vorzeitigen Ausscheidens eines nach
Absatz 2 Satz 2 Nr. 20, Absatz 3 Satz 2 Nr. 14 und Absatz 8 in den Rundfunkrat
entsandten Mitglieds ist das Verfahren nach Absatz 8 entsprechend
durchzufihren mit der Mal3gabe, dass die Bekanntmachung nach Absatz 8
Satz 2 unverziglich nach Bekanntwerden des Ausscheidens des bisherigen
Mitglieds und die Bewerbung beim Landtag nach Absatz 8 Satz 1 innerhalb
von drei Monaten nach der Bekanntmachung zu erfolgen hat.”

§ 15 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe ,,oder die Landesrundfunkrate”
gestrichen und die Angabe ,;sind“ durch die Angabe ,,ist” ersetzt.

b) Absatz 3 wird wie folgt geandert:

aa) In Nummer 5 wird die Angabe ,,mit Ausnahme derjenigen der
Landessender, der Verwaltungsdirektoren und der Juristischen
Direktion® durch die Angabe ,,gemeinsam mit dem Verwaltungsrat®
ersetzt.

bb) In Nummer 10 wird die Angabe 8 11f Abs. 4 bis 6 des

Rundfunkstaatsvertrags® durch die Angabe ,§ 32 Abs. 3 bis 7 des
Medienstaatsvertrags® ersetzt.
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c) Nach Absatz 4 wird der folgende Absatz 5 eingefiigt:

,(5) Der Rundfunkrat halt auf Wunsch von mindestens zehn seiner
Mitglieder Fortbildungsveranstaltungen ab.“

§ 16 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 Satz 3 wird nach der Angabe ,endet” die Angabe ,durch Tod“
eingefligt und die Angabe ,Feststellung nach § 13 Abs. 5 Satz 4“ durch die
Angabe ,Entscheidung nach § 23a Abs. 3 Satz 3" ersetzt.

b) Absatz 3 wird gestrichen.
§ 17 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe , der Geschaftsleitung” durch die
Angabe ,des Direktoriums® ersetzt.

b) In Absatz 4 Satz 3 wird die Angabe ,§ 13 Abs.1 Satz 2“ durch die Angabe
,813a Abs. 1 Satz 1 ersetzt.

c) Nach Absatz 4 wird der folgende Absatz 5 eingefiigt:

,(5) Die Sitzungen werden grundsatzlich als Prasenzsitzungen
durchgefihrt; wer aus wichtigen Griinden an der Teilnahme in Présenz
gehindert ist, kann in hybrider Form an der Prasenzsitzung teilnehmen.

Sie kdnnen mittels Videoschaltkonferenzen durchgefiihrt werden. Die
Entscheidung hierUber trifft die Vorsitzende oder der Vorsitzende. Der SWR
hat hierfur die technischen Voraussetzungen zu schaffen. Naheres regelt
die Geschaftsordnung des Rundfunkrats.”
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18. §19 wird wie folgt gedndert:
a) Die Uberschrift zu § 19 wird durch die folgende Uberschrift ersetzt:

»819
Programmausschuss,
Landesprogrammausschisse”

b) Nach Absatz 2 wird der folgende Absatz 3 eingefligt:

,(3) Die dem jeweiligen Land zuzuordnenden Mitglieder des
Rundfunkrats bilden jeweils einen Landesprogrammausschuss.
Soweit die Landeshoérfunkprogramme, Landesanteile aufgrund von
Auseinanderschaltungen im Sinne des § 4 Abs. 2 Satz 2 und Absatz 3
Satz 5 und 6 sowie audiovisuelle Neuproduktionen fir den SWR, die im
Sinne des § 3a Abs. 1 Satz 2 die Landesidentitdten abbilden, betroffen
sind, tritt der jeweilige Landesprogrammausschuss an die Stelle des
Rundfunkrats. Die den Rundfunkrat betreffenden Vorschriften gelten
entsprechend. Die Landesprogrammausschiisse wachen insbesondere
Uber die Einhaltung der Ziele des § 3a.”

19. § 20 wird durch den folgenden § 20 ersetzt:

»8 20
Zusammensetzung des Verwaltungsrats

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus 15 Mitgliedern. Davon werden

1. acht sachverstdndige Mitglieder vom Rundfunkrat gewahlt,

2. zwei Mitglieder vom Landtag von Baden-Wirttemberg und jeweils ein
Mitglied vom Landtag von Rheinland-Pfalz, der Landesregierung von
Baden-Wirttemberg und der Landesregierung von Rheinland-Pfalz

entsandt sowie

3. zwei Mitglieder vom Personalrat entsandt, und zwar eines aus jedem Land.
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Fur die Auswahl der Mitglieder nach Satz 2 Nr. 1ist die Sachkunde in den
Aufgabenbereichen des Verwaltungsrats mafBgeblich. Die sachverstdndigen
Mitglieder missen insgesamt ausreichende Kenntnisse im Bereich

der Wirtschaftsprifung, der Betriebswirtschaft, des Rechts und der
Medienwirtschaft oder der Medienwissenschaft haben. Unter diesen
Mitgliedern muss eines Uber das Wirtschaftspriferexamen und ein weiteres
Uber die Befahigung zum Richteramt verfliigen. Sofern der Rundfunkrat ein
sachverstandiges Mitglied aus seiner Mitte auswahlt, darf es sich nicht

um ein Mitglied handeln, das von den Landtagen oder den kommunalen
Spitzenverbdnden in den Rundfunkrat entsandt worden ist.

Fur jedes Mitglied kann eine Vertretung bestellt werden. Die Vertretung eines
vom Rundfunkrat gewéhlten Mitglieds wahlt der Rundfunkrat.

(2) Bei der Wahl oder der Entsendung der Mitglieder ist ein angemessener
Geschlechterproporz zu wahren. Der Personalrat und der Landtag von Baden-
Wirttemberg missen jeweils eine Frau und einen Mann entsenden.

(3) Die Mitglieder des Verwaltungsrats haben die Interessen des SWR zu
fordern. Sie sind bei der Erfillung ihrer Aufgaben an Auftrage oder Weisungen
nicht gebunden.”

. 821 Absatz 2 wird wie folgt gedndert:

a) In Nummer 2 wird die Angabe ,Verwaltungsdirektorin oder des
Verwaltungsdirektors und der Juristischen Direktorin oder des Juristischen
Direktors® durch die Angabe ,,Direktorinnen und Direktoren gemeinsam mit

dem Rundfunkrat® ersetzt.

b) In Nummer 11 wird die Angabe ,Intendanten und“ durch die Angabe
,Intendanten,” ersetzt.

c) In Nummer 12 wird die Angabe ,,Anderung.” durch die Angabe ,Anderung,”
ersetzt.
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d) Nach Nummer 12 werden die folgenden Nummern eingefuigt:

»,13. Vorschlage Uber die Verwendung der Betriebslberschisse zu
machen,

14. Zustimmung zur Beauftragung des Datenschutzbeauftragten nach
§ 39 Abs. 3 und

15. die Aufgaben nach § 40 Abs. 2 des Medienstaatsvertrags
wahrzunehmen sowie die Berichte nach § 42 Abs.1und 2 des
Medienstaatsvertrags und die Prifungsergebnisse nach § 43 Abs. 2
des Medienstaatsvertrags entgegenzunehmen.”

21. 8§22 wird wie folgt geédndert:
a) In Absatz 1 Satz 3 wird nach der Angabe ,endet” die Angabe ,durch Tod“
eingefligt und die Angabe ,Feststellung entsprechend § 13 Abs. 5 Satz 4°

durch die Angabe , Entscheidung nach § 23a Abs. 3 Satz 3“ ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 5 wird die Angabe ,Abs. 5 Satz 3“ durch die Angabe
,Abs. 6 Satz 3 und 4 ersetzt.

22. 8§23 wird wie folgt geédndert:
a) In Absatz 2 Satz 3 wird die Angabe ,der Landessender” gestrichen.

b) In Absatz 3 Satz 1 wird die Angabe ,zehn“ durch die Angabe ,,acht” und die
Angabe ,,zwolf“ durch die Angabe ,,zehn” ersetzt.

c) Absatz 5 wird durch den folgenden Absatz 5 ersetzt:

,(5) Die Sitzungen des Verwaltungsrats und seiner Ausschiisse

finden grundséatzlich nichtéffentlich statt und werden grundsatzlich

als Prasenzsitzungen durchgefihrt; wer aus wichtigen Grinden an

der Teilnahme in Préasenz gehindert ist, kann in hybrider Form an der
Prasenzsitzung teilnehmen. Sie kénnen mittels Videoschaltkonferenzen
durchgefuhrt werden. Die Entscheidung hiertber trifft die Vorsitzende oder

Seite 28 von 39



23.

24,

25.

Gesetzblatt fiir Baden-Wiirttemberg, Jahrgang 2025, Nr. 60 vom 16. Juli 2025

der Vorsitzende. Der SWR hat hierfir die technischen Voraussetzungen zu
schaffen. Naheres regelt die Geschaftsordnung des Verwaltungsrats.”

Nach § 23 wird der folgende § 23a eingeflgt:

,823a
Interessenkollision

(1) Die Mitglieder des Rundfunkrats und Verwaltungsrats dirfen keine
wirtschaftlichen oder sonstigen Interessen haben, die geeignet sind, die
Erfullung ihrer Aufgaben als Mitglied zu gefahrden (Interessenkollision).

(2) Sie diirfen weder beratend noch entscheidend mitwirken, wenn bei
der Entscheidung einer Angelegenheit ein Grund vorliegt, der geeignet ist,
Misstrauen gegen die unparteiische Erflllung ihrer Aufgaben zu rechtfertigen.

(3) Liegen hinreichende Anhaltspunkte fir das Vorliegen der Voraussetzungen
des Absatzes 1 oder des Absatzes 2 bei einem Mitglied vor, informieren der
Vorsitzende oder dessen Stellvertreter das Gremium. Ein betroffenes Mitglied
hat Tatsachen, die die Voraussetzungen des Absatzes 1 oder des Absatzes 2
begriinden kénnen, unverziglich dem Vorsitzenden des jeweiligen Gremiums
und seinem Stellvertreter anzuzeigen. Das Gremium entscheidet tber den
Ausschluss. An dieser Entscheidung darf der Betroffene nicht mitwirken.”

§ 24 wird gestrichen.

§ 25 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 wird Satz 2 durch den folgenden Satz ersetzt:

,Sie oder er fihrt den Vorsitz des Direktoriums und bestimmt, wer aus dem
Direktorium die Stellvertretung Gbernimmt.”

b) Absatz 3 wird durch den folgenden Absatz 3 ersetzt:

,(3) Die Intendantin oder der Intendant stellt unter Beteiligung der
Direktorinnen und Direktoren nach § 29 Abs. 5 die Organisationsverfigung
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nach MafRgabe der Hauptsatzung sowie nach § 34 Abs. 1 den Haushaltsplan
auf und tragt fur die Einhaltung des Verfahrens nach § 34 Abs. 2 Sorge.
Entsprechendes gilt fir den Jahresabschluss und den Geschéaftsbericht.”

c) Absatz 4 wird gestrichen.
§ 26 wird wie folgt geandert:
a) Nach Absatz 1 Satz 4 wird der folgende Satz eingefligt:

,Die Stelle der Intendantin oder des Intendanten ist unter Darlegung der
Auswahlkriterien o6ffentlich auszuschreiben.”

b) In Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe ,nach Ablauf von mindestens sechs
Wochen® gestrichen.

c) In Absatz 3 Satz 1 wird nach der Angabe ,Amtsperiode” die Angabe ,,in
Ausnahmefallen® und nach der Angabe ,werden” die Angabe ,,, wenn er
oder sie die bei der Besetzung zu Grunde gelegten Kriterien nicht oder
nicht mehr erfillt und eine ordnungsgemale Geschéaftsfiihrung nicht
gewahrleistet ist“ eingeflgt.

§ 28 wird gestrichen.
Die §8 29 und 30 werden durch die folgenden 8§ 29 und 30 ersetzt:

,829
Direktorium

(1) Das Direktorium besteht aus der Intendantin oder dem Intendanten und
den Direktorinnen und Direktoren. Bei der Zusammensetzung des Direktoriums
wird eine gleichberechtigte Vertretung der Geschlechter angestrebt. Das
Direktorium gibt sich eine Geschaftsordnung.
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(2) Das Direktorium ist unter Beachtung der Gesamtverantwortung der
Intendantin oder des Intendanten insbesondere zustandig fir

1. alle Angelegenheiten, die fir die Anstalt von Bedeutung sind, wie

a) die Programmstrategie,

b) die Digitalstrategie,

c) die Aufstellung des Haushaltsplans und des Jahresabschlusses,

d) den Erwerb, die VerauBerung und Belastung von Grundstiicken,

e) den Erwerb und die VerduBerung von Unternehmen und Beteiligungen,

f) personalstrategische Entscheidungen und

g) rechtliche Fragen grundsatzlicher Art sowie
2. Meinungsverschiedenheiten Gber Angelegenheiten, die mehrere

Geschéaftsbereiche berthren, auf Antrag einer Direktorin oder eines

Direktors.
(8) Unter Beachtung der Gesamtverantwortung der Intendantin oder des
Intendanten sowie im Rahmen der Beschlisse der Aufsichtsgremien und
der Beratungen im Direktorium leitet jedes Mitglied des Direktoriums seinen
Geschaftsbereich selbststandig und in eigener Verantwortung. Kommt im
Direktorium keine Einigung zustande, entscheidet die Intendantin oder der
Intendant.
(4) Die Aufgaben, Befugnisse und Rechtsverhiltnisse der Mitglieder des
Direktoriums sowie erforderlichenfalls der anderen leitenden Angestellten
bestimmt die Hauptsatzung, soweit dieser Staatsvertrag keine Regelung trifft.
(5) Die Zahl der Mitglieder des Direktoriums sowie die Grundziige der

Geschaftsverteilung und die Zuordnung von Geschaftsbereichen zu den
Dienstorten werden in einer Organisationsverfigung bestimmt; es kdnnen
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Ubergreifende Schwerpunkte zu einzelnen Geschéaftsbereichen im Rahmen
eines ausgewogenen Gesamtkonzepts gebildet werden. Die Organisations-
verfigung wird von der Intendantin oder dem Intendanten unter Beteiligung
der Direktorinnen und Direktoren nach Maf3gabe der Hauptsatzung aufgestellt.
Der Entwurf wird dem Verwaltungsrat zur Beschlussfassung vorgelegt.

§ 30
Berufung und Abberufung der Direktorinnen
und Direktoren

(1) Die Direktorinnen und Direktoren werden fiir die Dauer von fiinf Jahren

auf Vorschlag der Intendantin oder des Intendanten mit der Zustimmung des
Rundfunkrats und des Verwaltungsrats berufen. Die Zustimmung erfolgt mit
der Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Die Stelle einer Direktorin oder eines
Direktors ist unter Darlegung der Auswahlkriterien 6ffentlich auszuschreiben.
Die erneute Berufung ist zulassig.

(2) Die Berufung erfolgt spatestens sechs Monate vor Ablauf der Amtszeit,
bei vorzeitigem Ausscheiden unverzlglich, spatestens innerhalb von sechs
Monaten.

(3) Kommt die nach Absatz 1 erforderliche Mehrheit fiir die von der Intendantin
oder dem Intendanten vorgeschlagene Person nicht zustande, ist eine weitere
Abstimmung nach Malgabe des Absatzes 1 Satz 2 durchzufthren.

(4) Eine Direktorin oder ein Direktor kann vor Ablauf der Amtsperiode in
Ausnahmefallen durch Beschluss des Rundfunkrats und des Verwaltungsrats
abberufen werden, wenn er oder sie die bei der Besetzung zu Grunde
gelegten Kriterien nicht oder nicht mehr erfillt und eine ordnungsgemafie
Geschaftsfuhrung nicht gewéahrleistet ist. Die Intendantin oder der Intendant
kann die Abstimmung verlangen. Fir den Abberufungsbeschluss bedarf es
einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen. Die Direktorin
oder der Direktor ist vor der Beschlussfassung zu horen.”

In § 31 Absatz 1 Satz 1 wird nach der Angabe , Sparsamkeit” die Angabe ,,unter
Berlcksichtigung der Nachhaltigkeit® eingefligt.
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30. Nach 8§ 31 wird der folgende § 31a eingefligt:

31.

»,831a
Grundséatze der auBertariflichen Vergltung

(1) Der SWR ist berechtigt auBertarifliche Vertrage zu schlieBen, soweit
ihre Zahl auf das unbedingt erforderliche Mal3 beschrankt wird. Fir

die auBBertarifliche Vergitung einschlieBlich der Beziige der leitenden
Angestellten in Berufungs- und Wahlamtern (Geschéftsleitung) gelten die
nachfolgenden Bestimmungen.

(2) AuBertarifvertragliche Vergiitungen, einschlieBlich Versorgungsleistungen,
Nebenleistungen und Leistungen, die im Fall einer reguléren oder vorzeitigen
Beendigung der Tatigkeit zugesagt werden (Gesamtvergiitung), haben in
einem angemessenen Verhaltnis zu den jeweils Ubertragenen Aufgaben und
erbrachten Leistungen zu stehen. Vergitungen und Versorgungsleistungen
haben insgesamt in einem angemessenen Verhaltnis zueinander zu stehen. Die
Hohe der Gesamtvergltung hat sich an den Bezlgen im 6ffentlichen Sektor
einschlieBlich vergleichbarer 6ffentlicher Unternehmen zu orientieren.

(3) Der SWR legt mit Zustimmung des Verwaltungsrats ein klares und
verstandliches Vergltungssystem fest, welches flir den Abschluss

von Dienstvertragen mit auBBertariflich Beschéftigten bindend ist. Das
Vergltungssystem ist im Internetauftritt des SWR zu veroffentlichen.”

§ 34 wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt:
,(1) Der Entwurf des Haushaltsplans wird von der Intendantin oder dem
Intendanten unter Beteiligung der Direktorinnen und Direktoren rechtzeitig
vor Beginn des Haushaltsjahres aufgestellt. Die Direktorinnen und

Direktoren liefern der Intendantin oder dem Intendanten rechtzeitig die
ihren jeweiligen Bereich betreffenden relevanten Informationen zu.”
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b) Absatz 2 wird wie folgt geadndert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe ,den Landesrundfunkraten zur Beratung und”
gestrichen.

bb) In Satz 2 wird die Angabe ,,Nach den Beratungen der
Landesrundfunkrate wird der Haushaltsplan® durch die Angabe ,Der
Haushaltsplan wird“ ersetzt.

In § 36 wird die Angabe ,,§§ 16a bis 16e des Rundfunkstaatsvertrags® durch die
Angabe ,,8§ 40 bis 44 des Medienstaatsvertrags” ersetzt.

In § 39 wird nach Absatz 2 der folgende Absatz 3 eingefligt:

,(3) Die oder der Datenschutzbeauftragte des SWR nach Art. 37 der
Verordnung (EU) 2016/679 wird von der Intendantin oder dem Intendanten mit
Zustimmung des Verwaltungsrats benannt.”

§ 41 wird durch den folgenden § 41 ersetzt:

»S 41
Ubergangsregelungen

(1) Die nach dem Staatsvertrag lber den Stidwestrundfunk vom 31. Mai 1997
begrindeten Rechtsakte und Rechtsverhaltnisse bleiben vom Inkrafttreten
dieses Staatsvertrags unberthrt, soweit in den nachfolgenden Abséatzen nichts
Abweichendes bestimmt ist.

(2) Die geédnderte Beauftragung nach den 8§ 3, 3a und 4 gilt ab dem 1. Januar
2027. Bis dahin gilt die bisherige Beauftragung in den §8 3 und 4 fort.

(3) Die laufenden sechsten Amtsperioden des Rundfunkrats und des
Verwaltungsrats sowie der Landesrundfunkrate enden mit Ablauf des
31. August 2026. Geanderte Regelungen, die im Zusammenhang mit
der Streichung der Landesrundfunkrate als Gremien stehen, finden
insoweit entsprechend erst ab 1. September 2026 Anwendung. Die
Landesprogrammausschiisse nach § 19 Abs. 3 werden erstmals fir die
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nach Inkrafttreten des Staatsvertrags erste neue Amtsperiode gebildet.
Bis zur Beendigung der Gliederung des SWR in Landessender und der
Geltung der bisherigen Beauftragung zum 31. Dezember 2026 tGbernehmen
die Landesprogrammausschisse die Aufgaben der Landesrundfunkrate.
Geadnderte Regelungen, die im Zusammenhang mit der Streichung der
inhaltlichen Aufgaben der Landesrundfunkrate stehen, finden insoweit
entsprechend erst ab 1. Januar 2027 Anwendung.

(4) Die Grundzuge der Geschéftsverteilung und die Zuordnung von
Geschéaftsbereichen zu den Dienstorten bleiben bis zum Inkrafttreten einer
Organisationsverfiigung nach diesem Staatsvertrag unverandert.

(5) Die laufenden Amtszeiten des Intendanten und der Direktorinnen und
Direktoren mit Ausnahme der Landessenderdirektorinnen bleiben unberithrt.

(6) Die Stellvertretung der Intendantin oder des Intendanten wird bis
zur Bestimmung durch die Intendantin oder den Intendanten durch die
dienstalteste Direktorin oder den dienstéltesten Direktor ausgelbt.

(7) Die Gliederung des SWR in Landessender nach § 2 Abs. 2 SWR-
Staatsvertrag in der Fassung des SWR-Anderungsstaatsvertrags vom

30. Juni 2015 wird mit Ablauf des 31. Dezember 2026 beendet. Zugleich enden
die Amtszeiten der Direktorinnen der Landessender. Gednderte Regelungen,
die im Zusammenhang mit der Beendigung der Gliederung des SWR in
Landessender und der Amtszeiten der Direktorinnen der Landessender stehen,
finden insoweit erst ab 1. Januar 2027 Anwendung.

(8) Die Rechtsaufsicht tiber den SWR wird bis zum 31. Dezember 2025 von der
Regierung des Landes Rheinland-Pfalz ausgeulbt.

(9) Fir die erste neue Amtsperiode des Rundfunkrats nach Inkrafttreten des
vorliegenden Staatsvertrags liegt das Beschlussrecht nach § 14 Abs. 5 Satz 5
bei dem Landtag des zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Staatsvertrags
rechtsaufsichtsfiihrenden Landes.

(10) Die Vorschrift zum Rundfunkbeauftragten fiir den Datenschutz beim
SWRin § 39 Abs. 1 Satz 2 wird mit Inkrafttreten des Siebten Staatsvertrags
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zur Anderung medienrechtlicher Staatsvertrage — Reform des 6ffentlich-
rechtlichen Rundfunks (Reformstaatsvertrag) gegenstandslos.”

35. §42 Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
a) In Satz 3 wird die Angabe ,und 3" durch die Angabe ,bis 4“ ersetzt.
b) Nach Satz 3 wird folgender Satz eingefuigt:

,Die Regelungen des § 14 Abs. 2 Satz 2 Nr. 20, Absatz 3 Satz 2 Nr. 14
und Absatz 8 werden nach Ablauf der ersten nach Inkrafttreten des
Staatsvertrags einsetzenden Amtsperiode des Rundfunkrats durch die
beiden Lander evaluiert.”

Artikel 2
Kindigung, Inkrafttreten, Neubekanntmachung

(1) Fur die Kiindigung des in Artikel 1 gednderten Staatsvertrags ist die dort
vorgesehene Kindigungsvorschrift malBgebend.

(2) Dieser Staatsvertrag tritt am 1. September 2025 in Kraft. Sind bis zum
31. August 2025 die Ratifikationsurkunden nicht ausgetauscht, wird der
Staatsvertrag gegenstandslos.

(3) Die Landesregierungen teilen der jeweils anderen Landesregierung den Eingang
der jeweils anderen Ratifikationsurkunde mit.

(4) Die Lander Baden-Wiirttemberg und Rheinland-Pfalz werden erméachtigt, den

Wortlaut des SWR-Staatsvertrags in der Fassung, die sich aus Artikel 1 ergibt, mit
neuem Datum bekannt zu machen.
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Fur das Land Baden-Wirttemberg:

Stuttgart, den 11. April 2025

Kretschmann

Fir das Land Rheinland-Pfalz:

Mainz, den 11. April 2025

Alexander Schweitzer
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Protokollerklarung der Léander Baden-Wiirttemberg und Rheinland-Pfalz

Die Lander Baden-Wirttemberg und Rheinland-Pfalz wollen die Digitalisierung

des Horfunks beschleunigen. Zwar ist UKW aktuell noch die meist genutzte
Empfangsart, die Digitalisierung des Horfunks schreitet jedoch kontinuierlich
voran. Sie stimmen dariiber ein, dass der Ubergang in eine digitale terrestrische
Horfunkversorgung medienpolitisch und regulatorisch gestaltet werden muss.
Grundlage einer gelungenen Migration ist die aktive Begleitung dieses Prozesses
durch gesetzliche Regelungen, in denen fir alle Marktteilnehmer verbindliche
Rahmenbedingungen geschaffen werden und damit Planungssicherheit hergestellt
wird.

Im SWR-Staatsvertrag ist nunmehr vorgesehen, die Anzahl der vom SWR
verbreiteten Hérfunkangebote zu reduzieren. Auch deshalb ist eine Regelung zum
Umgang mit freigewordenen und neu koordinierbaren UKW-Frequenzen notwendig.
Unabhéngig davon sind die Lander Baden-Wirttemberg und Rheinland-Pfalz
Uberzeugt davon, dass der Umstieg von UKW zu DAB+ und damit eine Reduzierung
der Verbreitungskosten am besten gelingen kann, wenn der Umstiegsprozess
marktgetrieben ist und Radioveranstalter ihnre UKW-Frequenzen freiwillig
zurlckgeben. Grundvoraussetzung hierflr ist eine Regelung, die sicherstellt, dass
freigewordene und neukoordinierbare analoge Ubertragungskapazititen nicht zur
Aufschaltung neuer UKW-Programme vergeben werden.

Bisherige Versuche einer gemeinsamen Positionierung der Lander waren aufgrund
der sehr unterschiedlichen Hoérfunklandschaften nicht erfolgreich. Daher nehmen
die Lander Baden-Wirttemberg und Rheinland-Pfalz in Aussicht, in ihre jeweiligen
Landesmediengesetze entsprechende Regelungen aufzunehmen. Hiernach sollten
frei gewordene und neu koordinierbare UKW-Frequenzen nur im Ausnahmefall
wieder mit analogem Hoérfunk belegt werden dirfen, wenn mit der fraglichen
UKW-Frequenz ein bestehender Versorgungsbedarf fir ein im Land bereits tUber
UKW verbreitetes privates Horfunkprogramm technisch besser oder wirtschaftlich
gunstiger erflllt werden kann. Ein typischer Anwendungsfall ist die SchlieBung von
UKW-Versorgungslicken.

Die Lander Baden-Wirttemberg und Rheinland-Pfalz begrifen vor diesem

Hintergrund die aktuell bereits bestehende Kooperation des SWR mit privaten
Horfunkveranstaltern in Rheinland-Pfalz in Bezug auf die gemeinsame Nutzung
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des vom SWR betriebenen DAB+-Multiplexes. Gleichzeitig wére eine Intensivierung
der gemeinsamen Nutzung winschenswert und sollte geprift werden, da dies
sowohl fur den SWR, als auch fir die privaten Hoérfunkveranstalter unter dem
Gesichtspunkt der Kosteneffizienz sowie einer qualitativ méglichst ausgewogenen
Verbreitung von 6ffentlich-rechtlichen und privaten Angeboten in Baden-
Wirttemberg und Rheinland-Pfalz zielfiihrend sein kdnnte.

Seite 39 von 39



	GESETZBLATT
	FÜR BADEN-WÜRTTEMBERG
	Gesetz zu dem Zweiten SWR-Änderungsstaatsvertrag
	§ 1
	Zustimmung
	§ 2
	Inkrafttreten, Bekanntmachung
	 Zweiter Staatsvertrag zur 
	 Änderung des Staatsvertrags 
	 über den Südwestrundfunk 
	 (Zweiter SWR-Änderungsstaatsvertrag)
	 Artikel 1
	 Änderung des Staatsvertrags über  
  den Südwestrundfunk
	 „§ 3
	 Auftrag
	 § 3a
	 Regionalität und Landesidentität
	 § 4
	 Angebot
	 § 4a
	  Einstellung, Überführung und Austausch von Programmen
	 § 5
	 Zusammenarbeit, kommerzielle Tätigkeit
	 „§ 6a
	 Publikumsbeteiligung
	 „§ 12a
	 Compliance
	 „§ 13
	 Organe, Allgemeine Bestimmungen
	 „§ 13a
	 Ausschüsse
	 „§ 14
	 Zusammensetzung des Rundfunkrats
	 „§ 19
	 Programmausschuss, 
	 Landesprogrammausschüsse“
	 „§ 20
	 Zusammensetzung des Verwaltungsrats
	 „§ 23a
	 Interessenkollision
	 „§ 29
	 Direktorium
	 § 30
	  Berufung und Abberufung der Direktorinnen 
	 und Direktoren
	 „§ 31a
	 Grundsätze der außertariflichen Vergütung
	 „§ 41
	 Übergangsregelungen
	Artikel 2
	Kündigung, Inkrafttreten, Neubekanntmachung

		2025-07-16T09:03:45+0200




